
glieder von Sportgemeinschaften 
usw. zielgerichtet zu vernehmen 
sind, soweit sie auf den Lebensbe­
reich des betreffenden Ehepartners 
Einfluß nehmen können. 
Übermäßiger Alkoholgenuß ist zwar 
häufig ein auslösender Faktor für 
negative Handlungen, jedoch führt 
erst die Frage nach der Ursache 
des übermäßigen Alkoholgenusses 
zum Kern der Problematik. Auch die 
in der gegenwärtigen Ehestatistik 
enthaltene Frage nach der Zerrüt­
tungserscheinung „übermäßiger Al­
koholgenuß“ verleitet m. E. zur Ver­
einfachung dieses Problems und er­
schwert eine gründliche Analyse 
der wirklichen Ursachen des Ver­
sagens in der Ehe.
Die Ermittlung der Ursachen und 
begünstigenden Bedingungen des 
übermäßigen Alkoholgenusses kann 
m. E. in Ehesachen nach den gleichen 
Gesichtspunkten vor sich gehen wie 
in Strafsachen. Es bieten sich daher 
folgende Fragen an:
1. Hat der Ehepartner bereits vor 
der Eheschließung bzw. vor dem Zu­
sammenleben der Ehepartner regel­
mäßig über einen längeren Zeitraum 
alkoholische Getränke zu sich ge­
nommen?
2. Ist eine positive Beeinflussung 
versucht worden? Wenn ja, in wel­
cher Form? Haben sich wenigstens 
zeitweise Erfolge eingestellt? Worauf 
sind etwaige Erfolge zurückzufüh­
ren?
3. Unter welchen besonderen Bedin­
gungen (subjektive Faktoren wie 
z. B. Unlust; objektive Faktoren wie 
z. B. schlechte Wohnverhältnisse, 
Art der Arbeit, Besonderheiten des 
Arbeitskollektivs) ist es zum ständi­
gen übermäßigen Genuß alkoholi­
scher Getränke gekommen? Ist der 
betreffende Ehepartner von ande­
ren Personen dazu verleitet wor­
den?
4. Weshalb wirkten nach der Ehe­
schließung und den in der Regel 
damit verbundenen veränderten 
Verhältnissen (neue Umgebung, Be­
ziehungen zum Ehepartner und ggf. 
zu ganz anderen Personen) trotzdem 
die Trinkgewohnheiten fort? Haben 
sie sich verstärkt oder sind sie we­
nigstens zeitweise zurückgedrängt 
worden? Woran lag das?
5. Wurden vom einen Ehepartner 
alle Möglichkeiten genutzt, um den 
anderen zu einem ehegemäßen Ver­
halten zu veranlassen (z. B. kultur­
volles Heim, gemeinsame Freizeitge­
staltung, Eingehen auf besondere 
Interessen des Partners usw.)? Wenn 
ja, in welchen konkreten Formen 
geschah das?
6. Gibt es weitere dem Partner zu­
mutbare Möglichkeiten der Ein­
flußnahme? Wozu ist er in der Lage? 
Muß er unterstützt werden? Wenn 
ja, in welcher Form?
7. Welche angemessenen Pflichten 
zur Selbsterziehung sind dem alko­
holtrinkenden Ehepartner auferlegt 
worden? Wie steht es mit der Ein­
haltung solcher Selbstverpflichtun­
gen?
Aus derartigen, hier nur beispielhaft 
angeführten Fragen können sich

für das Gericht wichtige Erkennt­
nisse hinsichtlich weiterer konkreter 
Maßnahmen zur Aufdeckung von 
Ursachen und Bedingungen des 
eheabträglichen Verhaltens des Ehe­
partners und zu deren Beseitigung 
ergeben.
Vom Kreisgericht Gera (Land) wird 
generell Einfluß genommen, wenn 
z. B. im Betrieb bei Feiern eine 
schon vorhandene Sucht zum Trin­
ken noch unterstützt wird oder 
wenn überlebte Trinkgewohnheiten 
praktiziert werden. Häufig werden 
den Parteien konkrete Vorschläge 
dafür unterbreitet, wie sie ihre ge­
meinsame Freizeit sinnvoll nutzen 
können. Diese Hinweise haben in 
der Regel aber nur dann Erfolg, 
wenn der übermäßige Alkoholge-

Das Oberste Gericht hatte sich in 
seiner Entscheidung vom 9. Juli 1970 
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mit einigen kostenrechtlichen Fragen 
auseinanderzusetzen, weil an Stelle 
einer einheitlichen Kostenentschei­
dung im Schlußurteil getrennte Ko­
stenentscheidungen im Teil- und im 
Schlußurteil ergangen waren. 
Inzwischen hat sich herausgestellt, 
daß es auch über weitere damit zu­
sammenhängende Fragen noch un­
terschiedliche Auffassungen gibt. 
Wenn diese im folgenden erörtert 
werden, dann soll damit keineswegs 
der Eindruck entstehen, als würde 
der Weg akzeptiert, vorrangig im 
Zuge der jeweiligen Kostenfestset­
zung und -ausgleichung die sich aus 
fehlerhaften Kostenentscheidungen 
und Streitwertfestsetzungen erge­
benden negativen Konsequenzen 
auszuschalten, vielmehr geht es in 
erster Linie darum, fehlerhafte 
Kostenentscheidungen und Streit­
wertfestsetzungen überhaupt zu ver­
meiden oder zumindest im Rechts­
mittel- oder Kassationsverfahren zu 
beseitigen. Deshalb sollten dort, wo 
es sich als notwendig erweist, in 
Richterdienstbesprechungen auch 
kostenrechtliche Probleme beraten 
werden, und zwar sowohl vom Ein­
zelfall her als auch an Hand von 
Feststellungen aus mehreren Ver­
fahren, zu denen der Sekretär des 
Kreisgerichts Material zusammen­
stellen könnte.
In der Entscheidung vom 9. Juli 1970 
behandelte das Oberste Gericht die 
Ausgleichung von Gebühren. Wie 
in einem solchen Fall die Auslagen 
zu verteilen sind, brauchte nicht 
erörtert zu werden. Da es aber inso­
weit noch unterschiedliche Auffas­
sungen gibt, sei auf folgendes hinge­
wiesen :
Die Verteilung der Auslagen ist 
dann unproblematisch, wenn diese, 
z. B. Reisekosten für die Parteien 
und Anwälte, Verdienstausfall der 
Parteien und Zeugen, Portoausla­
gen und Telefongebühren, eindeu­
tig dem Ehescheidungsverfahren oder 
dem Vermögensauseinandersetzungs­
verfahren zugerechnet werden kön­
nen. Das ist immer dann der Fall,

nuß die Persönlichkeitsstruktur noch 
nicht wesentlich beeinflußt hat. 
Darüber hinaus werden auch in 
Ehesachen diejenigen Bürger, die 
übermäßig dem Alkohol zusprechen, 
der Fürsorgestelle des Rates des 
Kreises gemeldet, so daß auch von 
dort eine Einflußnahme erfolgen 
kann.
Wir sind uns darüber im klaren, daß 
die gegenwärtigen Möglichkeiten 
noch nicht ausreichen und daß in 
Zusammenarbeit mit allen zuständi­
gen Organen komplexe Maßnahmen 
eingeleitet werden müssen, um dem 
übermäßigen Alkoholgenuß in allen 
gesellschaftlichen Bereichen wirk­
sam zu begegnen.

BRUNO KLUDSSUWEIT, Direktor
des Kreisgerichts Gera (Land)

wenn in einem einheitlichen Verfah­
ren bestimmte Zeugen zur Ehesache 
und andere über die Vermögenstei­
lung vernommen wurden oder wenn 
nach Erlaß eines Teilurteils zur Ehe­
sache eine abgesonderte Verhand­
lung über die Vermögensangelegen­
heit stattfindet.
In anderen Verfahren kann es da­
gegen schwierig, ja sogar unmöglich 
sein, herauszufinden, welche Aus­
lagen die eine und welche die andere 
Rechtssache betreffen. In derartigen 
Fällen ist es angebracht, die Ausla­
gen entsprechend dem Modus der 
Gebührenausgleichung zu verteilen, 
sie also in dem Verhältnis auf die 
Parteien umzulegen, wie dies bei den 
Gebühren geschieht.
Entfallen z. B. — wie in der vom 
Obersten Gericht entschiedenen 
Sache — von den Gesamtgebühren in 
Höhe von 1 605 M auf das Eheschei­
dungsverfahren 675 M und auf die 
Vermögensteilung 930 M, und be­
tragen die Gesamtauslagen 10 % der 
Gesamtgebühren, also 160,50 M, so 
wären für das Eheverfahren 67,50 M 
und für die Vermögensteilung 93 M 
zu berechnen. Da sich die Anteile 
der Parteien an den beiden Ausla­
genbeträgen von 67,50 M und 93 M 
nach den Quotelungen der Kosten­
entscheidungen bestimmen — in 
unserem Beispielfall waren das bei 
der Ehescheidung V3 für die Klägerin 
zu 2/3 des Verklagten und bei der 
Vermögensteilung y2 zu y2 —, so ent­
fällt auf die Klägerin ein Anteil von 
69 M, nämlich 22,50 M für das Ehe­
verfahren und 46,50 M für das Ver­
mögensteilungsverfahren, und auf 
den Verklagten ein Anteil von 
91,50 M, nämlich 45 M und 46,50 M.
Wie die Praxis zeigt, kommt es ge­
legentlich vor, daß auch bei Teil- 
und Schlußurteilen auf Klage und 
Widerklage in anderen als Eheschei­
dungsverfahren fälschlicherweise ge­
trennte Kostenentscheidungen erge­
hen. In solchen Fällen wäre es nicht 
richtig, die sich nach der degressiven 
Gebührenstafelung zunächst erge­
benden höheren Kosten für den im 
Klagewege verfolgten Anspruch und 
den nach Abzug dieses Kostenteils
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